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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hamburg
Sozialgericht Landessozialgericht Hamburg
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 24 U 119/01
Datum 09.04.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 42/03
Datum 26.10.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 9.
April 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist im Streit, ob der KlÃ¤ger wegen eines von der
Beklagten anerkannten Arbeits- (Wege-)unfalles Anspruch auf Verletztengeld Ã¼ber
den 17. Oktober 1999 hinaus hat.

Der KlÃ¤ger erlitt am 6. Juli 1999 auf dem versicherten Heimweg von seiner
Arbeitsstelle einen Auffahrunfall. Nach DurchfÃ¼hrung umfÃ¤nglicher medizinischer
Ermittlungen erkannte die Beklagte mit Bescheid vom 14. Februar 1999 Unfall
bedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit bis einschlieÃ�lich
17. Oktober 1999 an. Den mit der BegrÃ¼ndung, er habe aus wirtschaftlichen
GrÃ¼nden die Arbeit trotz erheblicher Schmerzen und fehlender ArbeitsfÃ¤higkeit
zu frÃ¼h wieder aufgenommen, erhobenen Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 25. Januar 2001 zurÃ¼ck. Die Befunde zeigten, dass
das Ereignis vom 6. Juli 1999 zu einer Distorsion der HalswirbelsÃ¤ule und einer
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Kontusion des SchlÃ¼sselbeines gefÃ¼hrt habe, diese Verletzungen seien aber
nach Ã¤rztlicher Auffassung am 17. Oktober 1999 ausgeheilt gewesen. Die fÃ¼r
den anschlieÃ�enden Zeitraum durch den Hausarzt attestierte ArbeitsunfÃ¤higkeit
sei nicht mehr auf das Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Der KlÃ¤ger erhielt von seiner Krankenkasse Verletztengeld als Auftragsleistung zu
Lasten der Beklagten gemÃ¤Ã� Verwaltungsvereinbarung bis einschlieÃ�lich 15.
November 1999. Auf Anforderung der Beklagten erstattete die Krankenkasse die
fÃ¼r den Zeitraum vom 18. Oktober bis zum 15. November 1999 zu Lasten der
Beklagten erbrachten Leistungen mit Ausnahme des Verletztengeldspitzbetrages.

Das Sozialgericht hat die gegen den Bescheid in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides erhobene und auf die Fortzahlung des Verletztengeldes
Ã¼ber den 17. Oktober 1999 bis einschlieÃ�lich 15. November 1999 gerichtete
Klage nach DurchfÃ¼hrung einer erneuten medizinischen Begutachtung durch
Urteil vom 9. April 2003 abgewiesen. ArbeitsfÃ¤higkeit habe aus Ã¤rztlicher Sicht
nur bis zum 17. Oktober 1999 bestanden. Das Urteil ist den
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 16. Mai 2003 zugestellt worden.

Mit seiner am 13. Juni 2003 eingelegten Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein
Begehren weiter. Es sei falsch gewesen, die Begutachtung allein nach den
medizinischen Unterlagen vorzunehmen. Der Gutachter hÃ¤tte ihn auch
untersuchen mÃ¼ssen. Er habe auch nach dem 17. Oktober 1999 noch auf den
Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hrende Beschwerden gehabt.

Der KlÃ¤ger beantragt nach dem gesamten Inhalt der Akten,

das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 9. April 2003 aufzuheben, den Bescheid
der Beklagten vom 14. Februar 2000 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 25. Januar 2001 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, ihm wegen der
Folgen des Arbeitsunfalls vom 6. Juli 1999 Verletztengeld auch fÃ¼r den Zeitraum
vom 18. Oktober 1999 bis einschlieÃ�lich 15. November 1999 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt die Entscheidung der ersten Instanz. Im Ã�brigen sei nicht
nachvollziehbar, inwiefern der KlÃ¤ger noch beschwert sei, nachdem ihm
Verletztengeld fÃ¼r den streitigen Zeitraum durch die Krankenkasse tatsÃ¤chlich
gezahlt wurde und die Beklagte den Verletztengeldspitzbetrag vom KlÃ¤ger nicht
zurÃ¼ckgefordert hat und dies auch nicht tun wird.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten im Ã�brigen wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und die ausweislich der
Niederschrift Ã¼ber die Ã¶ffentliche Sitzung des Berufungsgerichts zum
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemachten Verwaltungsakten der
Beklagten Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts ist nach Â§Â§ 143, 144 SGG
statthaft und im Ã�brigen zulÃ¤ssig, namentlich fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1 SGG)
eingelegt worden.

Die Berufung ist aber nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht
abgewiesen. Dem KlÃ¤ger steht kein rechtlich geschÃ¼tztes Interesse an der
begehrten gerichtlichen Entscheidung zur Seite. Ihm ist alles gewÃ¤hrt worden, was
er auch im Berufungsverfahren noch begehrt. Eine RÃ¼ckforderung des
Verletztengeldspitzbetrages durch die Beklagte droht ihm nach deren im
Berufungsverfahren abgegebener verbindlicher ErklÃ¤rung nicht. Damit ist zum
gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt nicht erkennbar, dass der KlÃ¤ger durch die
angefochtene Entscheidung noch beschwert wÃ¤re. Im Ã�brigen hat die Beklagte zu
Recht die GewÃ¤hrung von Verletztengeld Ã¼ber den 17. Oktober 1999 hinaus
abgelehnt. Unfallfolgen sind fÃ¼r den Zeitraum ab 17. Oktober 1999 nach dem
gesamten Inhalt der Akten und hier namentlich auf der Grundlage der
durchgefÃ¼hrten Ã¤rztlichen Begutachtungen nicht erkennbar.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits in der Hauptsache.

Das Gericht hat die Revision gegen diese Entscheidung nicht zugelassen, weil die
gesetzlichen Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 SGG nicht
vorliegen.

Erstellt am: 10.03.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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